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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Sauermilch und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/973 — 


Das Fahrrad als Verkehrsmittel 


Der Bundesminister für Verkehr — A 23/20.00.00.85/7 Va 84 — hat 
mit Schreiben vom 22. Februar 1 984 die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Welche Stellung räumt die Bundesregierung dem Fahrrad als Ver- 
kehrsmittel ein? 

Die Bundesregierung mißt dem Verkehrsmittel Fahrrad sowohl im 
Nahverkehr als auch für Freizeit und Erholung eine wichtige 
Funktion bei. Insgesamt gilt es, die Vorteile des Fahrrads in den 
Bereichen Umwelt, Städtebau und Energie sowie die Vorteile für 
den Benutzer, wie niedrige Kosten, ständige Verfügbarkeit, 
leichte Bedienbarkeit, intensives Umwelterlebnis und Gesund- 
heitsförderung noch stärker zum Tragen zu bringen und gleich- 
zeitig die Sicherheit des Fahrradverkehrs zu erhöhen. Der Bund 
hat im übrigen in den Jahren 1981 bis 1983 rd. 130 Mio. DM für 
den Bau von rd. 600 km Radwegen an Bundesstraßen aufgewen- 
det. Sein Programm „Radwege an Bundesstraßen in der Baulast 
des Bundes" sieht von 1981 bis 1990 den Bau von rd. 3000 km 
Radwegen mit einem Kostenaufwand von nahezu 700 Mio. DM 
vor. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung, das Fahrrad im Nahverkehr als 
ein ebenbürtiges Verkehrsmittel neben dem ÖPNV und dem KFZ- 
Individualverkehr anzuerkennen? 

Die Bundesregierung strebt den Bedürfnissen angepaßte lei- 
stungsfähige Nahverkehrssysteme an, in denen Fahrrad-, Fuß- 
gänger, motorisierter Individualverkehr sowie der öffentliche Per- 
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sonennahverkehr aufeinander abgestimmt sind. Dabei haben die 
Belange des Fahrrades eine eigenständige Bedeutung gegenüber 
anderen Verkehrsarten. 

Die Ausgestaltung des Nahverkehrs ist Sache der kommunalen 
Gebietskörperschaften. Die Bundesregierung unterstützt jedoch 
die Bemühungen, dem angemessenen Stellenwert des Fahrrades 
im Nahverkehr durch geeignete Maßnahmen zu entsprechen. Ihr 
Modellvorhaben „Fahrradfreundliche Stadt" hat eine spürbare 
Verlagerung von Verkehrsanteilen vom Kraftfahrzeug- auf den 
Fahrradverkehr und damit eine Verbesserung der städtischen 
Umweltqualität zum Ziel. Die Bundesregierung würde es be- 
grüßen, wenn die Erkenntnisse aus diesem Modellvorhaben von 
den verantwortlichen Stellen in den Städten, Gemeinden und 
Kreisen aufgegriffen werden. 


3. Wie steht die Bundesregierung zu der Tatsache, daß Fahrradwege, 
auch wenn sie durch Schutzstreifen von Straßen abgetrennt sind, 
erheblichen Belastungen wie Lärm, Staub und Abgasen ausgesetzt 
sind, und daher der Bau von Radwegen neben Straßen bedenklich 
ist? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Emissionen des motori- 
sierten Straßenverkehrs die Attraktivität des Fahrradfahrens auf 
Radwegen neben Straßen beeinträchtigt. Sie ist daher im Inter- 
esse der Fahrradfahrer bemüht, in ihr Radwegeprogramm vorhan- 
dene land- und forstwirtschaftliche Wege abseits der Bundes- 
straßen einzubeziehen. Voraussetzung ist jedoch, daß diese Wege 
einer Bundesstraße so zugeordnet sind, daß sie vom Fahrrad- 
verkehr angenommen werden. 


4. Wäre die Bundesregierung bereit, ein eigenes Fern-Radwegenetz 
abseits der Straßen zu befürworten und mitzufinanzieren? 


Die Bundesregierung hält die Einrichtung eines bundesweiten 
Fern-Radwegenetzes unter dem Gesichtspunkt einer Förderung 
landschaftsorientierter Freizeit- und Erholungsformen für erstre- 
benswert. Teilweise könnte dieses Netz zudem auch dem Berufs- 
verkehr zugute kommen. In erster Linie sollten aber vorhandene 
weniger befahrene Verkehrswege für ein solches Netz genutzt 
werden. Dabei sollten land- und forstwirtschaftliche Wege einbe- 
zogen werden. Wichtig ist eine ausreichende und einheitliche 
Wegweisung. Das Netz sollte sowohl attraktive Gebiete des länd- 
lichen Raumes wie auch städtische Zentren erschließen. 

Konzeption und Gestaltung eines derartigen Netzes ist grundsätz- 
lich Sache der Länder und Kommunen. Die Bundesregierung 
bemüht sich, auch auf Wunsch der Länder und unter Einbezie- 
hung interessierter Verbände, um eine Koordinierung. Soweit 
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möglich, sollen dabei regionale und landesweite Ansätze in ein 
Gesamtkonzept einbezogen werden, das seinerseits Bemühungen 
um die Schaffung europäischer Fern-Radwanderwege unterstützt. 

Die Bundesregierung leistet durch das Programm „Radwege an 
Bundesstraßen in der Baulast des Bundes" und die Förderung des 
land- und forstwirtschaftlichen Wegebaus bereits einen erheb- 
lichen finanziellen Beitrag. Sie prüft aber auch weitere Förde- 
rungsmöglichkeiten. 
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